Die Wirtschaftskrise meistern – aber wie?

Alle sind sich darin einig, dass die Finanzmärkte „reguliert“ werden müssen. Aus einer „technischen“ Perspektive wäre es ein leichtes, die Finanzmärkte wieder so umzuregulieren, dass sie für Stabilität und Verteilungsgerechtigkeit sorgen und ein dienliches Instrument für nachhaltige Entwicklung sind.

Doch das Problem ist kein technisches. Denn die Regierungen haben in den letzten 30 Jahren die Finanzmärkte in emsiger gesetzgeberischer Arbeit so umreguliert, dass sie die Krise damit herbeiführten. Dies geschah einerseits vor dem Hintergrund einer ökonomischen Theorie, die „freie“ Märkte vergötterte. Gleichzeitig nützte diese Theorie einer gesellschaftlichen Elite, die so mächtig wurde, dass sie die politische Elite erfolgreich zu ihren Gunsten vereinnahmen und für die Umregulierung der Finanzmärkte in ihrem Interesse gewinnen konnte. Zum Teil funktionierte dies über Lobbyisten, zum Teil über Machtnetzwerke, und zum Teil sind ökonomische und politische Eliten personell ident. Die Frage lautet deshalb, wieso diese Eliten, die auch an der politischen Macht sind, die Finanzmärkte gegen ihr eigenes Interesse wieder umregulieren sollten. Diese regulatorische Richtungsumkehr würde eine Trennung der politischen EntscheidungsträgerInnen von den ökonomischen Eliten voraussetzen – und genau das ist nicht der Fall.

Sehen wir uns aber zunächst die Eckpunkte der Deregulierungs- und Liberalisierungsarbeit der Regierungen der letzten Jahrzehnte und die nötigen Gegenregulierungsmaßnahmen an, bevor wir weitergehende Überlegungen anstellen:

· 1973 wurden mit dem Zusammenbruch des Fixwechselkurssystems von Bretton Woods die Wechselkurse frei gegeben.

· Danach wurde der Kapitalverkehr systematisch liberalisiert. Seit 1994 ist der Kapitalverkehr zwischen der EU und allen Staaten der Welt vollkommen frei.

· Banken wandelten sich von vorrangig lokal orientierten und nicht gewinnorientierten Dienstleistern am Gemeinwohl zu gewinnorientierten globalisierten Aktiengesellschaften, die auf dem EU-Binnen- und dem Weltmarkt zu „systemrelevanten“ Kolossen ausgewachsen sind.

· Die Gewinnorientierung hat Banken hat bei ihnen eine Innovationswut entfacht, aus der die brandgefährlichen „Finanzderivate“ hervorgegangen sind.

· Als neue Akteure haben Fonds die Finanzmarktlandschaft betreten. Sie werben Geld von den konservativen Sparbüchern und -konten ab und investieren riskant und spekulativ und üben immer mehr Macht aus („Shareholdervalue“).

· Parallel zu diesen Entwicklungen sind die Einkommen in der Finanzbranche explodiert. Der bestbezahlte Hedge-Fonds-Manager erzielte 2007 ein Jahreseinkommen von 3,7 Milliarden US-Dollar: das 360.000-fache des gesetzlichen Mindestlohnes in den USA.

· Die Finanzbranche hat Milliarden US-Dollar darauf verwendet, Gesetze in ihrem Interesse durchzusetzen und Regulierungen, die ihren Interessen zuwiderlaufen, zu verhindern. Die Finanzinstitute der Wall Street investierten allein in den letzten zehn Jahren mehr als fünf Milliarden US-Dollar in Lobbyisten.

Die wichtigsten Gegenregulierungsmaßnahmen wären:

· Globale Währungskooperation und die Einführung einer Weltleitwährung nach dem Vorschlag von John Maynard Keynes. Der US-Dollar muss als Weltleitwährung abgelöst werden.

· Die Beschränkung des Kapitalverkehrs, um Stabilität zu gewährleisten und Steuerflucht und Geldwäsche zu verhindern. 

· Die Verteuerung kurzfristiger, rein spekulativer Finanztransaktionen, unter anderem durch eine umfassende Finanztransaktionssteuer.

· Die Schließung von Steueroasen, indem sie vom Zugang zu den internationalen Finanzmärkten abgeschnitten werden, bis sie kooperieren.

· Die Unterstellung der Abwicklung des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs in den so genannten Clearingstellen unter öffentliche Kontrolle.

· Zulassungspflicht für Finanzderivate.

· Die Zerschlagung der Riesenbanken und ihre Rückumwandlung in nichtgewinnorientierte, dem Gemeinwohl dienende „demokratische Banken“. Diese sollten von der Bevölkerung direkt kontrolliert werden und von den Regierungen unabhängig sein.

· Die Funktion der Geldschöpfung muss den Geschäftsbanken entzogen und allein der Zentralbank übertragen werden.

· Finanzfonds sollten verboten werden, um Geld zu entmachten. Die demokratischen Banken sollten das ohnehin in immer größerem Maße vorhandene Spargeld in Kredite umwandeln und alle „realen“ Finanzierungsbedarfe decken.

· Die Macht der Aktionäre muss beschnitten werden. Mindeststandard wäre, dass nur noch mitbestimmen darf, wer eine Aktie mindestens zehn Jahre lang hält und Aktienoptionen als Managerentlohnung verboten werden; vielleicht ist die Unternehmensform der Aktiengesellschaft aber grundsätzlich eine unglückliche Konstruktion, die von demokratischeren Rechtsformen abgelöst werden sollte.

Die Umsetzung all dieser Maßnahmen scheitert an den gegenwärtigen Machtverhältnissen. Die ökonomischen Eliten haben die politischen Parteien und Institutionen sowie die Medien fest im Griff, sodass die vorgeschlagenen Regulierungsmaßnahmen, auch wenn sie breit mehrheitsfähig sind (zum Beispiel wünscht eine große Mehrheit die Schließung von Steueroasen) nicht zu erwarten sind.

Der aus meiner Sicht wichtigste Einzelgrund für die Übernahme des politischen und demokratischen Systems durch die ökonomischen Eliten ist, dass das Recht auf Eigentum absolut gilt und keiner Grenze unterliegt. Dadurch konnten die Reichsten im Verhältnis zu allen anderen nicht nur unermesslich reich, sondern auch politisch mächtig werden. Aufgrund der Absolutstellung hat das Recht auf Eigentum die Demokratie untergraben und in wichtigen Bereichen bereits ausgeschaltet.

Negative Rückkoppelungen

Eine zentrale Voraussetzung für die Wiederherstellung der Demokratie ist daher die Begrenzung der Einkommens- und Vermögensungleichheit, um die damit einhergehende relative Begrenzung von ökonomischer und politischer Macht. Ich nenne diese Grenzen „negative Rückkoppelungen“. In der Systemtheorie werden Systeme, in denen sich systemimmanente Tendenzen verstärken, als „positiv rückgekoppelt“ und solche, in denen sich Tendenzen gegenseitig aufheben, als „negativ rückgekoppelt“. Positiv rückgekoppelte Systeme zerstören sich früher oder später selbst, sie explodieren oder kollabieren, während nur negativ rückgekoppelte Systeme stabil bleiben und lebensfähig sind. Der Kapitalismus ist ein typisches positiv rückgekoppeltes System, weil mit zunehmendem Reichtum das weitere Reichwerden immer leichter wird anstatt schwieriger. Um ihn vor der Selbstzerstörung zu bewahren, braucht der Kapitalismus „negative Rückkoppelungen“. Das weitere Reichwerden sollte mit zunehmendem Reichtum immer schwieriger werden, und an einem bestimmten Punkt muss gänzlich Schluss sein.

Die wichtigsten negativen Rückkoppelungen sind:

· Die Begrenzung der Einkommensungleichheiten, z. B. durch die Festlegung der Höchsteinkommen mit dem 20-fachen der gesetzlichen Mindestlöhne.

· Die Begrenzung der Privatvermögen, z. B. mit zehn Millionen Euro, inklusive Anteile an Unternehmen.

· Die Begrenzung der Größe von Unternehmen, z. B. durch strengere Kartellgesetze oder/und die automatische Vergesellschaftung mit zunehmender Größe.

Die relative Begrenzung des Rechts auf Eigentum und der Einkommens- und Vermögensunterschiede entspricht dem Prinzip der Gewaltentrennung. Dieses besagt im Kern, dass in einer Demokratie niemand im Verhältnis zu anderen zu mächtig werden darf. Ergo muss heute verhindert werden, dass die einen im Verhältnis zu den anderen zu reich und mächtig werden.

Neue Werte für die Wirtschaft

Eigentum untergräbt im Übermaß nicht nur die Demokratie, es macht auch gar nicht glücklich. Studien zeigen, oberhalb von 100.000 bis 300.000 US-Dollar Jahreseinkommen kein Zusammenhang zwischen einem noch höheren Einkommen und mehr Lebenszufriedenheit mehr feststellbar ist.

Die aktuelle Krise ist eine große Chance, das Privateigentum und die damit verbundenen kapitalistischen Werte, grundsätzlich zu hinterfragen und etwas Neues anzudenken. 

Die grundlegende Anreizstruktur der kapitalistischen Marktwirtschaft ist die Kombination aus Gewinnstreben und Konkurrenz. Aus dieser Kombination erhofft sich die Mainstream-Ökonomie immer noch Effizienz und Wohlstand. Bei näherer Betrachtung fördert jedoch die Anreizkombination aus Gewinnstreben und Konkurrenz die genau gegenteiligen Verhalten und Werte, die unsere zwischenmenschlichen Beziehungen gelingen lassen: Unsere Beziehungen gelingen, wenn wir auf Vertrauensbildung, Kooperation, Solidarität, Wahrung der Würde und gegenseitige Hilfe setzen. Die Anreizkombination aus Gewinnstreben und Konkurrenz fördert dagegen Egoismus, Gier, Geiz, Rücksichts- und Verantwortungslosigkeit. Das Gesetz fördert die falschen Werte.

Und es baut überdies auf Mythen auf: Die Ökonomen haben für ihre Grundannahme, dass Wettbewerb zu größtmöglicher Leistung führe, nie den wissenschaftlichen Beweis angetreten. Hingegen zeigen neun von zehn humanwissenschaftlichen Studien, dass nicht Konkurrenz „die effizienteste Strategie ist, die wir kennen“ (Friedrich A. Hayek), sondern Kooperation. Der Grund: Kooperation beruht auf Wertschätzung, Aufmerksamkeit und Anerkennung: das, was Menschen laut neuester neurobiologischer Erkenntnisse am stärksten motiviert. Die Konkurrenz motiviert dagegen negativ: mit Angst, was zu Druck und Stress führt.

Meine Schlussfolgerung: Gewinnstreben und Konkurrenz sind die falsche Anreizkombination für die individuellen wirtschaftlichen Akteure. Sie führen nicht, wie von Adam Smith bis Milton Friedman fest behauptet, zum größtmöglichen Gemeinwohl, sondern zur Auflösung des sozialen Zusammenhalts, zur Verhinderung von Vertrauensbildung, Empathie und Mitgefühl. Schlussendlich, weil alle zuerst ihren eigenen Vorteil anstreben, zu Hunger, Krisen und Krieg.

Deshalb sollten wird die Anreizstruktur für die Wirtschafsakteure „umpolen“: Finanzgewinn sollte nicht mehr das zentrale Ziel von Unternehmen sein, da seine Zunahme den gesamtgesellschaftlichen Wohlstand genauso gut mindern wie mehren kann: Finanzgewinn ist eine aussageschwache Kategorie. Stattdessen sollten alle Unternehmen (und nicht nur ein Teil wie heute) vom Gesetzgeber auf das Gemeinwohl verpflichtet werden. 

Was ist das Gemeinwohl und wie wird es ermittelt? Die meisten Menschen wünschen sich von Unternehmen soziale Verantwortung, ökologisch nachhaltiges Werteschaffen, innerbetriebliche Demokratie sowie Solidarität mit allen Berührungsgruppen. Diese Werte werden schon jetzt in den „Nebenbilanzen“ wie Umweltbilanz, Nachhaltigkeitsbericht oder Verhaltenskodex evaluiert und gemessen. Wenn sie zum neuen Hauptziel von Unternehmen und zur neuen Bedeutung von unternehmerischem Erfolg werden sollen, was ich vorschlage, müssen sie konsequenterweise in der neuen Hauptbilanz der Unternehmen gemessen werden: in der Gemeinwohlbilanz.

Voraussetzung dafür ist, dass ein möglichst breiter demokratischer Prozess, vielleicht ein „Wirtschaftskonvent“, die wichtigsten Kriterien für das Gemeinwohl und betriebliche Gemeinwohlbilanzen ermittelt. Sodann müsste der Gesetzgeber die Unternehmen zur permanenten Verbesserung ihrer Gemeinwohlbilanzen anreizen Je konsequenter ein Unternehmen die dem Gemeinwohl dienenden Werte lebt und die Gemeinwohlkriterien erfüllt, je „erfolgreicher“ es sich im Sinne sozialer und ökologischer Verantwortung verhält, desto spürbarer sollte es dafür rechtlich in Vorteil gestellt werden. Wer zum Beispiel 

· zwei Menschen mit besonderen Bedürfnissen pro 50 Beschäftigte einstellt statt nur einen;

· für gleichen Arbeitseinsatz gleichen Lohn bezahlt; 

· gleich viele Frauen in den Führungsgremien hat wie Männer; 

· den Zulieferbetrieben mehr als den gesetzlichen Mindestlohn bezahlt; 

· 100 Prozent der Vorprodukte aus der Region bezieht; 

· Know-how freiwillig an die Mit-Unternehmen weitergibt

· offen kalkuliert

erhält eine ganze Reihe von rechtlichen Vorteilen, zum Beispiel:

· einen günstigeren Steuersatz

· einen niedrigeren Zoll-Tarif (z. B. Fairer Handel)

· einen günstigeren Kredit von öffentlichen Banken

· Vorrang beim öffentlichen Einkauf

· Forschungskooperation mit öffentlichen Universitäten

Die meisten dieser gesetzlichen Anreizinstrumente für Unternehmen gibt es schon heute. In Zukunft sollten wir sie systematisch für diejenigen Verhaltensformen einsetzen, die sich die Mehrheit der Gesellschaft von den Unternehmen wünscht. Die Folgen für das Wirtschaften wären revolutionär. Hier nur die drei wichtigsten:

1. Da Finanzgewinn nicht mehr das Ziel von Unternehmen ist, ist auch Wachstum kein sinnvolles und nötiges Ziel mehr. Unternehmen können endlich ihre sinnvolle und „optimale“ Größe anstreben. Derzeit ist Wachstum für viele Unternehmen Zwang, weil sie damit ihre Gewinne erhöhen und sich vor der Übernahme durch die Konkurrenz schützen können. Doch die Angst, vom anderen gefressen zu werden, erübrigt sich, weil die Konkurrenz ebenfalls nicht mehr finanzgewinnorientiert agiert. Die kapitalistische Systemdynamik erlischt: Alle sind vom Wachstums- und Fresszwang erlöst!

2. Wir würden uns dem annähern, was „Konkurrenz“ im Lateinischen bedeutet: nicht gegeneinander antreten, sondern „miteinander laufen“ („con-currere“). Das lässt sich viel treffender mit „Kooperation“ übersetzen. Was wir heute beschönigend als „Konkurrenz“ bezeichnen, würde im Lateinischen korrekt als „Kontrakurrenz“ wiedergeben. In der vorgeschlagenen Wirtschaftsform würde aus der heutigen Vernichtungskonkurrenz im schlechtesten Fall friedliche Koexistenz und im besten (weil gesetzlich belohnt) aktive Kooperation. 

3. Heute können Menschen mit den edelsten Zielsetzungen Unternehmen gründen: ein Beitrag zum allgemeinen Wohl, ein Produkt edelster Qualität, eine Innovation, die allen nützt. Doch durchsetzen werden sich aufgrund der Systemdynamik – der Anreizstruktur aus Gewinnstreben und Kontrakurrenz – tendenziell egoistische, gierige, geizige, verantwortungs- und rücksichtslose Charaktere. Laut sozialmedizinischer Untersuchungen landet heute in den obersten ökonomischen Entscheidungsetagen ein überdurchschnittlicher Anteil von soziopathologischen, nicht zum Mitgefühl fähigen, sozial inkompetenten, narzisstischen und suchtkranken Persönlichkeitstypen. Das ist ein fataler Selektionsmechanismus. „Polen“ wir die Systemdynamik von „Eigennutzmaximierung und Konkurrenz“ auf „Gemeinwohlstreben und Kooperation“ um, würde die neue Systemdynamik sozial verantwortliche und kompetente, zu Mitgefühl und ökologischer Empathie fähige Menschen in Vorteil stellen und „kulturell selektieren“. 

Diese „Umpolung“ des Rechtsrahmens für das Wirtschaften wäre eine neue Form des Wirtschaftens: eine Alternative zu Kommunismus und Kapitalismus. Und ein solcher Systemwandel wird nicht über Nacht kommen, auch wenn sich die Mehrheit der Menschen wünscht. Voraussetzung ist der Aufbau einer breiten sozialen Bewegung, die alle Berufsgruppen einschließt. Es wäre nötig, dass sich Selbständige, Bauern, ArbeiterInnen, Privatangestellte, Arbeitslose und öffentliche Bedienstete zusammenschließen. Schon jetzt finden sich in globalisierungskritischen Zusammenhängen – in Überwindung traditioneller Standes- und Klassenverständnisse sowie transnational und überkonfessionell – Menschen aus den unterschiedlichsten Herkünften zusammen. Alle demokratisch gesinnten und sich als verantwortliche StaatsbürgerInnen wahrnehmenden ZeitgenossInnen sind aufgerufen, sich den sozialen Bewegungen anzuschließen, die einen grundlegenden gesellschaftlichen Wandel herbeiführen wollen. Denn wenn einer einen Traum hat, bleibt es ein Traum. Doch wenn viele ihn träumen und sich untertags auch aktiv dafür einsetzen, dann kann jeder Traum Wirklichkeit werden.

